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Unter diesem Motto stand am 02. Juli 2001
die erste Dialogveranstaltung zum Thema
Reform der Approbationsordnung unter
der Ägide von Frau Bundesgesundheits-
ministerin Ulla Schmidt in Zusammenar-
beit mit der Bundesärztekammer.
Eingeladen waren Expertinnen und Ex-
perten aus Ärzteverbänden, Bund und
Ländern, Gesundheitspolitik, Medizini-
schen Fachgesellschaften, Wissenschafts-
rat, Medizinischen Fakultäten und Fach-
schaften (Vertretung der Studenten einer
medizinischen Fakultät), Bildungs- und
Forschungseinrichtungen.
Auf das Podium hatte Frau Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt Herrn
Professor Dr. Gebhard von Jagow, Spre-
cher des Medizinischen Fakultätentages,
Herrn Staatsrat Dr. Arnold Knigge für
die Gesundheitsministerkonferenz, Herrn
Professor Dr. Jörg-Dietrich Hoppe, Prä-
sident der Bundesärztekammer, Frau Tina
Schweickert als Sprecherin der Fachta-
gung Medizin (gesamtdeutscheVertretung
der Medizinstudierenden) und Herrn
Professor Dr. Erich Thies als Vertreter
der Kultusministerkonferenz geladen.
Bereits in der vorangehenden Pressekon-
ferenz betonten Frau Bundesgesundheits-
ministerin Ulla Schmidt und Herr Pro-
fessor Dr. Jörg-Dietrich Hoppe die zwin-
gende Notwendigkeit einer tiefgreifen-
den Reform der Approbationsordnung.
Diskussionsgrundlage ist die Verordnungs-
vorlage des Bundesgesundheitsministe-
riums aus dem Jahre 1997, bekannt als
Drucksache des Bundesrates 1040/97
vom 19. Dezember 1997 einschließlich der
in weiteren Verhandlungen eingebrachten
Veränderungen.
Kernpunkte dieser längst überfälligen No-
vellierung der Approbationsordnung sind:
■ den Unterricht verstärkt fächerüber-
greifend und problemorientiert zu gestalten
■ die allgemeinmedizinischen und ko-
ordinierenden Kompetenzen der Studieren-
den zu stärken,
■ den praktischen Unterricht am Kran-
kenbett zu verbessern
■ das Prüfungssystem grundlegend zu
reformieren

■ die obligatorische Einführung von
Blockpraktika in der Allgemeinmedizin
■ die Einführung von Pflichtveranstal-
tungen in der medizinischen Psychologie
und
■ die Evaluation von Lehrveranstaltun-
gen einzuführen.
Schwerpunkt der Veränderungen und
gleichzeitig auch bisheriger Streitpunkt
sind veränderte Größenzahlen von Stu-
diengruppen in der Arbeit am Patienten
und der Patientendemonstration. Unter-
schiedliche Auffassung besteht hierbei
mit den Kultusministern der Länder, da
diese daraus die Veränderung der Kapa-
zitätsverordnung ableiten. Herr Profes-
sor Dr. Erich Thies machte wiederum
deutlich, dass die Kultusminister, trotz
Kompromissvorschlag, von einer Senkung
der Studentenzahlen ausgehen, welches
unter Hinweis auf § 12 des Grundgesetzes
(Freie Wahl  des Berufes, des Arbeitsplatzes
und der Berufsstätte, Kein Arbeitszwang)
juristisch nicht durchzuhalten sei. Hier
muss weiter ein Kompromiss angemahnt
werden, um noch in dieser Legislaturpe-
riode zu einer Verabschiedung der novel-
lierten Approbationsordnung zu kommen.
Im Gegensatz dazu beklagte Frau Tina
Schweickert, dass bereits jetzt, nur in
seltenen Fällen, trotz höherer Zahlen, die
Vorgaben der Approbationsordnung nicht
eingehalten würden und sie keine Hoff-
nung habe, dass sich dieses dann bessern
wird. In diesem Sinne regte Frau Bundes-
ministerin Bulmahn in Ihrer Eröffnungs-
rede bereits die stärkere Einbeziehung
und qualitative Verbesserung der Lehre-
valuation mit daraus folgenden Konse-
quenzen für die Lehre an den Universi-
täten an. Herr Professor Dr. Gerhard von
Jagow setzte dem entgegen, dass bereits
eifrig evaluiert werde. Wie die Diskussion
zeigte, jedoch qualitativ nicht ausgewogen
und keinesfalls kompatibel zwischen
den Lehreinrichtungen, ebenso scheinen
sich daraus keine Konsequenzen abzu-
leiten.
Konsens bestand bei allen an der Dis-
kussion Beteiligten darüber, dass die Pra-
xisnähe zentraler Gesichtspunkt eines

modernen Medizinstudiums sein sollte,
welches einen vollverantwortlichen,
selbständigen, in der Medizin breit ge-
bildeten Arzt zum Ziel hat.
Eine weitere Forderung bestand in der
Abschaffung der Phase des Arztes im
Praktikum (AiP). Unterschiedliche Mei-
nungen vertraten hierbei Frau Bundesge-
sundheitsministerin  Ulla Schmidt und
Herr Professor Dr. Jörg-Dietrich Hoppe,
sowie eine Großzahl der Diskussionsred-
ner. Frau Bundesgesundheitsministerin
macht derzeit die Abschaffung des AiP
durch eine Änderung der Bundesärzte-
ordnung von der Reform der Approba-
tionsordnung abhängig. Mehrheitlich
wurde jedoch die Auffassung vertreten,
dass mit Einführung der Weiterbildungs-
pflicht kein fachlich zwingender Grund
mehr für die Aufrechterhaltung der AiP-
Phase besteht. Allein der wirtschaftliche
Gewinn an  der Arbeitskraft „junger Arzt“
scheint Beweggrund zu sein.
Weiterhin wurde auch die Frage nach der
Bezahlbarkeit der Lehre an den Univer-
sitäten und Lehrkrankenhäusern unter
den Bedingungen der DRG`s gestellt
und Budgets für die Lehre eingefordert. 
Weitere wichtige Punkte der geplanten
Reform, wie zum Beispiel die Stärkung
der Allgemeinmedizin an den Universi-
täten und Hochschulen sind am ersten
Diskussionstag noch nicht angesprochen
worden.
Herr Professor Dr. Hoppe sprach von
einem Reförmchen, was es Wert sei nun
endlich an den Anfang gestellt zu wer-
den, um daraus zu lernen und dann wei-
tere Schritte zu gehen.
Wohingegen die Sprecherin der Fachta-
gung  Medizin Frau Tina Schweickert,
eine „kleine Reform“ derzeit ablehnt und
vorerst Ergebnisse von Reformstudien-
gängen, wie zum Beispiel an der Charité
oder der POL (praxisorientiertes Lernen)-
Studiengang an der TU Dresden abge-
wartet werden sollten, um dann eine
„große Reform“ durchzuführen.
Aus meiner täglichen Arbeit heraus,
muss ich allerdings feststellen, dass eine
Reform überfällig ist, denn wer soll sonst
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in 10 bis 15 Jahren noch die Patienten in
Deutschland betreuen, wenn jetzt bereits
nur die Hälfte aller Absolventen den Arzt-
beruf ergreift, und das nicht zuletzt, weil
in der Lehre viel zu wenig Praxisbezug
fehlen und die Attraktivität des Arztbe-
rufes verloren geht.

Als sächsische Vertreter waren bei dieser
ersten Dialogveranstaltung anwesend: Herr
Professor Dr. Jan Schulze, Präsident der
Sächsischen Landesärztekammer, Herr
Professor Dr. Wolfgang Rose, Herr Pro-
fessor Dr. rer. nat. Peter Dieter, Studien-
dekan der Universität Dresden, Herr Peter

Schwarz, Assistenzarzt am Carl-Gustav-
Carus-Klinikum Dresden und Herr Erik
Bodendieck, niedergelassener Facharzt
für Allgemeinmedizin

Erik Bodendieck
Facharzt für Allgemeinmedizin

Der Mensch muss sich wie ein Wind-
flüchter an einer Steilküste behaupten,
der Schwächere wird schneller fallen und
oft glaubt man, dass das menschliche
Leben auch mit dem Hintergrund des
Arbeitsmarktes, der Globalisierung und der
noch verteidigten Inseln der Wohlstands-
gesellschaft drastisch an Wert verliert.
Freunde der Natur und Umweltschützer
haben es schon lange erkannt, arbeits-
marktpolitische und betriebswirtschaftli-
che Gesichtspunkte sind allein nicht in
der Lage, unsere Umwelt und damit auch
das menschliche Dasein zu erhalten.
Innerhalb der großen Variabilität der Gat-
tung Homo sapiens finden sich auch in
unserer Gesellschaft nur eine Minderzahl
genetisch optimal veranlagter bezie-
hungsweise gesellschaftlich prägender

und abgesicherter Menschen. Selbst diese
sind nicht gegen körperliche und seeli-
sche Dysbalancen, Altern und Krankheit
gefeit. Die Schwächeren, chronisch Kran-
ken und Ermüdeten der Gesellschaft, fal-
len jedoch der Marktwirtschaft zuerst zum
Opfer und die Zahl derer wird sehr rasch
größer. Diese bedürfen besonderer Hil-
fen und Unterstützung mit dem humanis-
tischen/christlichen Hintergrund, die
menschliche Würde zu bewahren. Damit
gewinnen Prävention und Rehabilitation
als ein wichtiges gesellschaftliches An-
liegen eine philosophische Dimension.
Die sorgsame Verwaltung der öffentli-
chen Gelder für unser Gesundheits- und
Sozialwesen darf keinesfalls allein aus
betriebswirtschaftlicher Sicht unter der
Prämisse des Geschäfts und Gewinns ge-

sehen werden. Das gut etablierte System
der Rehabilitation in Deutschland gilt es
auszubauen, die Prävention zu verstärken.
Die große soziale Bedeutung der sowohl
medizinischen als auch beruflichen Re-
habilitation, die erstrangig vom Renten-
versicherer getragen wird, ist oft letzter
Strohhalm und Hoffnungsträger für un-
sere chronisch Kranken, die hier aufge-
fangen und getragen werden.

Der Ausschuss Prävention/Rehabilitation
der Sächsischen Landesärztekammer mit
seinem Vorsitzenden, Herrn Prof. Dr.
Dieter Reinhold, ist sehr dankbar, dass
die Sächsische Akademie für ärztliche
Fort- und Weiterbildung der Sächsischen
Landesärztekammer (Vorsitzender Herr
Prof. Dr. Otto Bach) das diesjährige
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